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Es sollte außerdem nicht übersehen werden, daß die 
Einbeziehung der überseeischen Gebiete auch be­
stimmte V orteile mit sich bringt. Theoretisch soll allen  
Teilnehmerstaaten der ungehinderte Zugang zu den 
Rohstoffquellen Afrikas ermöglicht werden. W enn 
Rohstoffe und Halbfabrikate auch bisher bereits 
w eitgehend zollfrei oder zollbegünstigt in die Bundes­
republik eingeführt werden konnten, so ist in der 
Einbeziehung dieser Gebiete in den „heimischen"

Markt trotzdem ein echter Fortschritt zu erblicken. 
Leider werden die deutschen Liefermöglichkeiten in 
diese Entwicklungsgebiete noch durch Zölle und 
sonstige Abgaben behindert, während Frankreich in 
seine afrikanischen Besitzungen zollbegünstigt liefern 
kann. D ie im Vertrag in Aussicht genomm ene A nglei­
chung der Zölle gegenüber den einzelnen Staaten der 
Europäischen W irtschaftsgemeinschaft sollte daher 
baldmöglichst verwirklicht werden.

Bilanz der französischen Staatsbetriebe
Alfred Frisch, Paris

In nicht allzu ferner Vergangenheit waren die fran­
zösischen Staatsbetriebe w egen ihrer Geschäfts­

führung häufig starker Kritik ausgesetzt. Dann wurde 
es recht still um sie, bis plötzlich unlängst ein alarmie­
render Bericht des Berichterstatters des Finanzaus­
schusses der zw eiten französischen Kammer, Senator 
Pellencs, erschien und besonders in der ausländischen 
Presse starke Beachtung fand. Unter H inweis auf hohe 
Fehlbeträge wurde von einem  völligen  Fehlschlag des 
Nachkriegsexperimentes gesprochen.
Wahrscheinlich war es kein Zufall, wenn der Bericht 
des Senators in der französischen Öffentlichkeit nur 
sehr geringes Echo fand. Seine Grundtendenz ent­
spricht kaum der Überzeugung der öffentlichen M ei­
nung, nicht einmal ihres konservativen Teiles. Außer­
dem kennt man die Voreingenom m enheit des Ver­
fassers, der teilw eise mit dem statistischen Material 
etw as willkürlich umging und zu Schlußfolgerungen 
gelangte, die mit den tatsächlichen V erhältnissen  
schwer vereinbar sind. Es ist festzustellen, daß es 
augenblicklich in Frankreich kaum jemanden gibt, der 
die Verstaatlichung der Grundindustrien ernstlich in 
Frage stellt; die so gut w ie unbedingte Anerkennung 
des status quo betrifft sow ohl die Eisenbahn w ie die 
Kohlengruben und die Elektrizitätswerke. Man weiß  
sehr genau, daß diese Unternehmen im Augenblick der 
Verstaatlichung teilw eise  einer sehr schwierigen finan­
ziellen Lage gegenüberstanden und daß sie außerdem  
mit sehr niedrigen Tarifen arbeiten müssen und in­
folgedessen auf staatliche Investitionshilfe angew iesen  
sind. In Anbetracht ihrer geringen Rentabilität, die 
selbstverständlich der gesam ten Wirtschaft ziemlich 
direkt zugute kommt, dürfte es ihnen im Falle einer 
Reprivatisierung sehr schwer fallen, Privatkapital für 
ihre w eitere Ausdehnung, besonders im Energiesektor, 
zu finden.
Die Verstaatlichung der großen Depotbahken und der 
bedeutendsten Versicherungsgesellschaften findet da­
gegen verhältnismäßig w enig Billigung. Im heutigen  
politischen Klima könnte d ieses Experiment auch nicht 
mehr wiederholt werden, man hat sich aber ziemlich 
allgem ein mit der nun einmal gegebenen Tatsache ab­
gefunden und sieht keinerlei Veranlassung, die Ver­
staatlichungsmaßnahmen auf diesem  Sektor rückgän­
gig zu machen. A llein  die durch ihre demagogischen  
Forderungen bekannten Poujadisten schlugen unlängst

die Reprivatisierung der staatlichen Unternehmen vor. 
Es ist klar, daß ihnen, von w enigen Ausnahmen ab­
gesehen, auch die konservativen A bgeordneten nicht 
folgen werden. Eine Reprivatisierung würde das Gleich­
gewicht der französischen Wirtschaft erheblich er­
schüttern und käme praktisch einer empfindlichen Ab­
schöpfung cles Kapitalmarktes zugunsten des Staates 
gleich.
Selbst die staatlichen Renault-W erke, Frankreichs 
größte Automobilfabrik, die aus zufälligen politischen 
Gründen nach ihrer Beschlagnahmung verstaatlicht 
wurden, haben in keiner W eise eine Änderung ihrer 
Eigentum sverhältnisse zu erwarten. Sie gehören dank 
ihrer einwandfreien Geschäftsführung und ihrer inter­
nationalen Erfolge zu den nationalen A ktiven und 
machen auf diese W eise auch den liberalsten Anhän­
gern der Privatwirtschaft Freude. Ebenso geringe Re­
privatisierungslust besteht für die staatlichen Flug­
zeugfabriken, die durch eine sehr enge Arbeitsteilung  
mit den privaten Unternehmen verbunden sind und 
den letzteren als nicht unerwünschtes Verbindungs­
glied zu der Staatskasse hin w ertvolle D ienste.leisten. 
Zur Gewohnheit wurde ferner das staatliche Eigentum  
an den elsässischen Kaligruben, an einer großen Stick- 
stoffabrik bei Toulouse und die Beteiligungen in der 
Erdölwirtschaft.
Besonders befriedigend arbeiten die gemischten staat­
lich-privaten Unternehmen, deren Aktien an der Börse 
ebenso geschätzt werden w ie diejenigen der reinen 
Privatbetriebe und deren Kapitalerhöhungen durch 
A usgabe junger A ktien nicht auf die geringsten Schwie­
rigkeiten stoßen. Psychologisch von nicht geringer Be­
deutung dürfte auch die seit einigen Jahren zu be­
obachtende Taktik der Staatsbetriebe sein, sich mehr­
heitlich oder minderheitlich am Kapital neuer staatlich- 
privater Gemeinschaftsgründungen auf streng indu­
strieller Ebene zu beteiligen. Es entsteht auf diese 
W eise eine konstruktive Verflechtung zwischen dem 
privaten und dem staatlichen Sektor, wobei die Privat­
wirtschaft W ert auf eine gew isse staatliche Risiko­
deckung legt, während der Staat das Privatkapital 
benötigt. An Beispielen mangelt es w eder im Flugzeug­
bau, noch in der Kohlenchemie, noch im neuen Atom­
bereich. Die betreffenden Gesellschaften arbeiten vö l­
lig  reibungslos und werden in keiner W eise durch die 
staatliche Bürokratie gehemmt.
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REPRIVATISIERUNGSWÜNSCHE
E dite Reprivatisierungswünsche betreffen lediglich un­
organisch in Staatsbesitz übergegangene kleinere oder 
m ittlere Betriebe, die einfadier und besser von der 
Privatwirtschaft geführt werden können. Die bei Be­
endigung des Krieges aus politisdien Gründen be­
schlagnahmten Zeitungsdruckereien wurden so bereits 
in Privatbesitz zurückgeführt. W eitere Entlastungen  
des öffentlichen Sektors wären im Filmgew:erbe mög­
lich. Außerdem besitzen die Schlüsselindustrien eine 
R eihe etw as abseits gelegener Tochtergesellschaften, 
die sie  zweckdienlicherweise abstoßen sollten.
Ein neues Gesetz gestattet übrigens dem Staat eine 
Reprivatisierung besonderer Art, indem er bis zur 
H öhe der ihm gehörenden Aktien Zertifikate, die an 
der Börse gehandelt werden und auch dividenden­
berechtigt sind, ausgibt, jedoch die mit seinem A ktien­
besitz verbundenen Kontrollrechte behält. D iese etwas 
sonderbare Verflüssigung des Staatsbesitzes wird 
augenblicklich vorwiegend für Erdölbeteiligungen er­
w ogen, mit der doppelten Absicht, dem Staat zusätz­
liche M ittel zuzuführen und gleichzeitig das Angebot 
für die sehr gesuchten Erdölaktien an der Börse zu 
erhöhen. Der Kapitalmarkt ist selbstverständlich für 
derartige Zertifikate nur dann aufnahmefähig, wenn  
s ie  Börsengewinne versprechen, was bei der Schlüssel­
industrie keinesw egs der Fall wäre.

DER SOZIALE STANDARD
Bei objektiver Beobachtung der französischen Ver­
hältn isse gelangt man zu dem Schluß, daß die staat­
lichen Betriebe im allgemeinen zur Zeit von der pri­
vaten  Öffentlichkeit günstig beurteilt werden und man 
vor allen Dingen ihre Geschäftsführung als befriedi­
gen d  betrachtet. Unberührt bleibt hiervon allerdings 
ihr fast einm ütig anerkannter sozialer Fehlschlag.
D ie  Verstaatlichungsaktion führte kaum zu einer V er­
änderung der sozialen Verhältnisse noch zu neuen  
Beziehungen der Belegschaft zur Arbeit oder zum Be­
trieb. Gewerkschaften und Arbeitnehmer sind so an 
w eiteren  Verstaatlichungen völlig  uninteressiert. Vor­
stöße dieser Art von sozialistischer Seite, z. B. gegen  
die Stahlindustrie und die Erdölwirtschaft, blieben  
ohne das geringste Echo und wurden sehr schnell w ie­
der aufgegeben. Im allgemeinen ist es heute dem  
französischen Arbeiter lieber, einem privaten Unter­
nehmer, der die Löhne nach den normalen Regeln der 
Rentabilität festsetzen kann, gegenüberzustehen, als 
auf dem Um weg über staatliche Direktoren der Re­
gierung, die sich zunächst einmal von taktisch-politi­
schen Erwägungen leiten läßt und außerdem die A us­
wirkungen von Tariferhöhungen in den Schlüssel­
betrieben auf die gesamte Wirtschaftslage berücksich­
tigen  muß.
Bis etw a 1952 eilten  die Löhne und die sozialen Ver­
günstigungen in den meisten Staatsbetrieben, vor­
w iegend  infolge politisch-demagogischer Führung der 
Unternehmen, der Privatwirtschaft voraus, jetzt sind 
sie  aber ins Hintertreffen geraten. Und es besteht kein  
Z w eifel, daß sich neue Lohnaufbesserungen in der 
Privatwirtschaft v ie l leichter durchsetzen lassen als 
im öffentlichen Sektor.

DIE GESCHÄFTSFÜHRUNG 
Verschiedene Prüfungsberichte, sow ohl seitens parla­
mentarischer Ausschüsse w ie unabhängiger Beamter, 
unter anderem der Staatliche Rechnungshof, haben 
seit einigen Jahren an der Geschäftsführung der Staats­
betriebe w enig zu beanstanden. Selbstverständlich ist 
nicht a lles rosig, lassen sich immer gew isse Mißstände 
aufdecken. Sie ergeben sich aber w eniger aus den 
Eigentum sverhältnissen als aus der Größenordnung 
der Unternehmen, d. h. private Aktiengesellschaften  
ähnlichen Umfanges leiden unter der gleichen V er­
suchung zur Verschwendung. Jede Zentralisierung ist 
m it wirtschaftlichen Gefahren verbunden. Es genügt 
festzustellen, daß sie im französischen staatlichen Sek­
tor über den üblichen Durchschnitt nicht hinausgehen. 
An der Spitze der Unternehmen stehen einwandfrei 

-leistungsfähige Persönlichkeiten, die auch von der 
Privatwirtschaft als beste Spitzenkräfte anerkannt 
werden und von ihr, sobald sie den staatlichen Dienst 
verlassen w ollen, ohne w eiteres übernommen werden. 

Die öffentliche Wirtschaft Frankreichs befreite sich so 
w eitgehend w ie nur möglich aus jeder bürokratischen 
Umklammerung. Ihre Betriebe werden ausschließlich 
nach wirtschaftlichen Grundsätzen geführt. Mehr und 
mehr machten sie sich auch finanziell von  der Staats­
kasse unabhängig, indem sie ihren Kapitalbedarf auf 
dem privaten Kapitalmarkt decken, allerdings mit 
staatlicher Garantie. Steuerlich erhalten sie keine Son­
dervergünstigungen. D iejenigen Unternehmen, die sich 
mit der Privatwirtschaft in Konkurrenz befinden, dürfen 
auch nicht mit staatlichen Krediten rechnen. In dieser 
Beziehung standen z. B. die Renault-W erke von An­
fang an auf eigenen Füßen, einschließlich der ungeheu­
ren Aufgabe ihres W iederaufbaues. Der sicherste Maß­
stab für die Beurteilung der Geschäftsführung der 
Staatsbetriebe ist ihre Produktivität, womit sie häufig 
in Frankreich und teilw eise  auch international ein­
wandfrei an der Spitze stehen. Zwischen 1946 und 1955 
ging bei erheblich höherer Leistung die Belegschaft 
der Kohlengruben um über 20 “/o zurück, diejenige der 
Eisenbahn um fast 25®/o und diejenige der Gaswerke 
um etw as über 11 “/o. Die Eisenbahn verringerte ge­
genüber 1938 bei einer Verkehrssteigerung um 65 "/o 
dank besserer Organisation und technischer Moderni­
sierung ihren Energieverbrauch um  50 Vo. D ie fran­
zösischen Züge sind augenblicklich die schnellsten 
Europas. Die Pariser Gaswerke w enden ihrerseits 
eines der modernsten Buchführungssysteme der W elt 
an und erhalten häufig den Besuch internationaler 
Sachverständiger für Büroproduktivität.

DIE FEHLBETRÄGE 

W ie erklärt es sich aber, daß trotzdem die französi­
schen Staatsbetriebe teilw eise w eiterhin mit sehr 
hohen Fehlbeträgen abschließen? D iese Fehlbeträge 
sind allerdings keine allgem eine Erscheinung. Die 
staatlichen Industriebetriebe, die zur Privatwirtschaft 
in Konkurrenz stehen, ebenso w ie die Banken und die 
Versicherungsgesellschaften erzielen regelmäßig Ge­
winne und führen nach umfangreicher Eigenfinanzie­
rung der Staatskasse nicht unbedeutende Beträge zu. 
Die Fehlbeträge betreffen vorw iegend die Grundindu-
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Strien, deren Tarife aus nationalwirtschaftlichen Erwä­
gungen heraus niedrig gehalten werden. An der Spitze 
stand 1956 die Eisenbahn mit 145,6 Mrd. ffrs. Die 
Kohlengruben folgten mit rd. 14 Mrd., die Pariser Ver­
kehrsbetriebe mit 11,4 Mrd., die Gaswerke mit 5,5 Mrd. 
und die Elektrizitätswerke mit 4,9 Mrd. 9,8 Mrd. ffrs 
flössen aus der Staatskasse außerdem an die Flug­
gesellschaft AIR FRANCE und die beiden Sdiiffahrts- 
unternehmen „Compagnie Générale Transatlantique" 
und „M essageries Maritimes". Bei den drei letzten  
Unternehmen handelt es sich zu einem  erheblichen 
Teil um Ausgleichszahlungen für Linien, die im natio­
nalen Interesse ohne Rücksidit auf ihre Rentabilität 
unterhalten werden müssen.
Einer besonderen Erläuterung bedarf der hohe buch­
mäßige Fehlbetrag der Eisenbahn, denn d ieses Unter­
nehmen unterließ zw eifellos nichts, um seinen Betrieb 
so rationell w ie nur möglich zu gestalten, bei sehr 
starkem R,ückgriff auf die Automation und alle an­
deren Errungenschaften der modernen Technik. Für 
ungefähr ein Drittel des Fehlbetrages sind soziale und 
wirtschaftliche Sonderauflagen der Regierung verant­
wortlich. In diese Gruppe gehören niedrige Sonder­
tarife für kinderreiche Familien, für den Vorortsver­
kehr, für den Jahresurlaub der Arbeitnehmer und 
auch für verschiedene W arenkategorien, nicht zuletzt 
zur Förderung des Exports. Eine w eitere Belastung 
ergibt sid i aus einem  unmöglichen Pensionierungs­
gesetz, das auf die Zeit vor dem ersten W eltkrieg  
zurückgeht und A ltersgrenzen von 50 bis 55 Jahren 
vorsieht, mit dem Ergebnis, daß es augenblicklidi 
bereits mehr pensionierte als aktive Eisenbahner gibt. 
Da im Parlament für die Abänderung dieses Gesetzes 
keine Mehrheit zu finden ist, da es außerdem mit der 
Verstaatlichungsaktion, die in Frankreich 1936 ein­
setzte, nidits zuvtun hat, darf man hiermit auch finan­
ziell die öffentlidie Wirtschaft des Landes nidit be­
lasten. Eine w eitere Q uelle der Eisenbahnfehlbeträge 
ist die aus politisdien Gründen von so gut w ie allen  
Parteien und nidit zuletzt von denjenigen politischen 
Gruppen, die mit am schärfsten das Verstaatlichungs­

experiment kritisieren, immer wieder verhinderte Ko­
ordinierung des V erkehrswesens mit der Verpflich­
tung für die Bahn, gegen ihren ausdrücklidien Willen 
und ihre wiederholten Anträge rund 10 000 km un­
rentabler N ebenlinien aufrechtzuerhalten. Es ist all­
gem ein bekannt, daß die Stillegung dieser Linien den 
Fehlbetiag um eine erhebliche Summe verringern 
würde. D ies ändert jedodi nichts an einem hartnäcki­
gen politisdien Widerstand.
Die Energiewirtsdiaft leidet unter zu niedrigen Tarifen 
und außerdem bilanzmäßig unter einer vielleicht etwas 
zu hohen Eigenfinanzierungsrate. Außerdem sind in 
allen Ländern die Kohlengruben zunehmend zu stei­
genden Löhnen verpflichtet, und diese soziale Ent­
widilung läßt sich finanziell nur sdiwer verkraften. 
In den letzten Jahren überstiegen die Mehrbelastun­
gen auf seiten der Gestehungskosten die beachtlichen 
Produktivitätsfortsdiritte, so daß man nur durch höhere 
Tarife die Fehlbeträge hätte vermeiden können. Die 
Versdiuldung der staatlichen Grundindustrie, die auf 
sehr energisdie Modernisierung und Rationalisierung 
Wert legt, erreichte ihrerseits einen v ie lle id it etwas 
zu hohen Grad, und es bleibt zu erwägen, ob die sich 
hieraus ergebende Finanzbelastung in Zukunft durch 
die laufenden Einnahmen restlos ausgeglichen werden 
kann. Der Zug nach dem Modernen rückte möglidier- 
w eise kritisdie Rentabilitätsberedmungen etwas in 
den Hintergrund.
V ielle id it wäre es besser geW^esen, die französischen 
Züge etw as langsamer und auf alle Fälle etwas billiger 
fahren zu lassen. Es ist immer gefährlich, wenn eine 
kleine Minderheit von Direktoren staatlicher Betriebe 
ohne unmittelbar fühlbare Kontrolle über sehr große 
Beträge verfügen kann. Hierin liegt eine nicht ab­
zuleugnende Sdiwäche des Systems. Aber trotzdem 
darf man absdiließend bei allgemeiner Beurteilung der 
staatlichen W irtsdiaft Frankreichs den Erfolg nicht 
abspredien. N adi reidilid i kostspieligen Kinderkrank­
heiten gelang es ihr ziemlich schnell, ihre Bewährungs­
probe zu bestehen, und es ist so gut w ie sicher, daß 
sie sich auch in Zukunft behaupten wird.

Der Zustand der französisdien Binnenwasserstraßen
J. Bertin-Roulleau, Paris

Das französisdie Binnenwasserstraßennetz hat lange 
Zeit als das beste Europas gegolten. Seit Beginn 

des zwanzigsten Jahrhunderts aber sind nur w enige  
unbedeutende Verbesserungen und M odernisierungs­
arbeiten durcfageführt worden. Von den 8500 km der 
Gesamtlänge des brauchbaren W asserstraßennetzes 
sind nur 1100 km für Schiffe von über 600 t schiffbar. 
W eitere 5800 km sind von den sogenannten „flaman- 
des" befahrbar. D iese Pinassen haben eine Tragfähig­
keit von 280 t und einen Tiefgang von 1,80 m, 
sie entsprechen dem von Freycinet im Jahre 1879 
festgelegten Programm. Der Rest des Sdiiffahrts- 
netzes umfaßt W asserstraßen zw eiter Ordnung, die 
nur für Sdiiffe von w eniger als 200 t befahrbar sind.

DAS WASSERSTRASSENNETZ 

Der S e i n e  kommt als der W asserstraße der Stadt 
Paris nach den Häfen Rouen und Le Havre besondere 
Bedeutung zu, sie spielt aber audi eine wichtige 
Rolle bei der Verkehrserschließung der Gebiete an 
ihrem Oberlauf. D ie Seine ist zwar außerordentlich 
gut sdiiffbar (von M arcilly bis zum Meer 537 km), 
sie verdoppelt aber beinahe leider w egen ihres ge­
wundenen Verlaufes den W eg von Rouen nadi Paris, 
Die Seine ist mit dem Binnenschiffahrtssystem im 
Norden, Osten und Südosten Frankreichs verbunden. 
Mit den Küstenstädten in N o r d f r a n k r e i c h  ist 
Paris durch das Oisetal und von Compiegne an durdi 
das Kanalsy^^tem über St. Quentin, Cambrai, das Bassin-
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